
PR\832137DE.doc PE443.062v02-00

DE In Vielfalt geeint DE

EUROPÄISCHES PARLAMENT 2009 - 2014

Fischereiausschuss

2010/0097(CNS)

17.12.2010

***I
ENTWURF EINES BERICHTS
über den Vorschlag für einen Beschluss des Rates mit Vorschriften für die 
Einfuhr von Fischereierzeugnissen, lebenden Muscheln, Stachelhäutern, 
Manteltieren, Meeresschnecken und deren Nebenprodukten aus Grönland in 
die Europäische Union
(KOM(2010)0176 – C7-0136/2010 – 2010/0097(CNS))

Fischereiausschuss

Berichterstatterin: Carmen Fraga Estévez



PE443.062v02-00 2/8 PR\832137DE.doc

DE

PR_CNS_art55app

Erklärung der benutzten Zeichen

* Verfahren der Konsultation
*** Verfahren der Zustimmung

***I Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (erste Lesung)
***II Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (zweite Lesung)

***III Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung)

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Rahmen des Entwurfs eines 
Rechtsakts vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines 
Gesetzgebungsakts

In den Änderungsanträgen des Parlaments werden die Änderungen am 
Entwurf eines Gesetzgebungsakts durch Fett- und Kursivdruck
gekennzeichnet. Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt werden, dient das 
als Hinweis an die zuständigen technischen Dienststellen, dass für diese Teile 
des Entwurfs eines Gesetzgebungsakts im Hinblick auf die Erstellung des 
endgültigen Textes eine Korrektur empfohlen wird (beispielsweise wenn 
Textteile in einer Sprachfassung offenkundig fehlerhaft sind oder ganz 
fehlen). Diese Korrekturempfehlungen bedürfen der Zustimmung der 
betreffenden technischen Dienststellen.

Der Kopftext zu dem gesamten Änderungsantrag zu einem bestehenden 
Rechtsakt, der durch den Entwurf eines Gesetzgebungsakts geändert werden 
soll, umfasst auch eine dritte und eine vierte Zeile, in der der bestehende 
Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene Bestimmung des 
bestehenden Rechtsakts angegeben werden. Textteile, die aus einer 
Bestimmung eines bestehenden Rechtsakts übernommen sind, die das 
Parlament ändern will, obwohl sie im Entwurf eines Gesetzgebungsakts nicht 
geändert ist, werden durch Fettdruck gekennzeichnet. Streichungen in 
solchen Textteilen werden wie folgt gekennzeichnet: [...].
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für einen Beschluss des Rates mit Vorschriften für die Einfuhr von 
Fischereierzeugnissen, lebenden Muscheln, Stachelhäutern, Manteltieren, 
Meeresschnecken und deren Nebenprodukten aus Grönland in die Europäische Union
(KOM(2010)0176 – C7-0136/2010 – 2010/0097(CNS))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren – Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat (KOM(2010)0176),

– gestützt auf Artikel 203 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 
gemäß dem es vom Rat konsultiert wurde (C7-0136/2010),

– gestützt auf Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 204 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union,

– gestützt auf den Einzigen Artikel des Protokolls (Nr. 34) über die Sonderregelung für 
Grönland im Anhang zum Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

– in Kenntnis der Stellungnahme des Rechtsausschusses zu der vorgeschlagenen 
Rechtsgrundlage1,

– in Kenntnis der begründeten Stellungnahme, die vom italienischen Senat im Rahmen des 
Protokolls Nr. 2 über die Anwendung der Grundsätze der Subsidiarität und der 
Verhältnismäßigkeit abgegeben wurde und in der festgestellt wird, dass der Entwurf des 
Gesetzgebungsakts nicht mit dem Subsidiaritätsprinzip übereinstimmt,

– gestützt auf die Artikel 55 und 37 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Fischereiausschusses (A7-0000/2011),

1. legt in erster Lesung den folgenden Standpunkt fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
entscheidend zu ändern oder durch einen anderen Text zu ersetzen;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat, der Kommission 
und den nationalen Parlamenten zu übermitteln.

                                               
1 Stellungnahme vom 28. Oktober 2010, einstimmig angenommen.
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Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Titel

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Vorschlag für einen Beschluss des Rates 
mit Vorschriften für die Einfuhr von 
Fischereierzeugnissen, lebenden Muscheln, 
Stachelhäutern, Manteltieren, 
Meeresschnecken und deren 
Nebenprodukten aus Grönland in die 
Europäische Union

Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
mit Vorschriften für die Einfuhr von 
Fischereierzeugnissen, lebenden Muscheln, 
Stachelhäutern, Manteltieren, 
Meeresschnecken und deren 
Nebenprodukten aus Grönland in die 
Europäische Union

Or. en

Begründung

Da durch den vorgeschlagenen Rechtsakt allgemein anwendbare Maßnahmen eingeführt 
werden, die in ihrer Gesamtheit bindend sind und in allen Mitgliedstaaten unmittelbare 
Geltung haben, sollte der Rechtsakt besser in Form einer Verordnung anstatt eines bloßen 
Beschlusses erfolgen. Dementsprechend ist der Titel des vorliegenden Vorschlags von 
„Beschluss des Rates” in „Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates“ 
abzuändern. 

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Bezugsvermerk 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

gestützt auf den Vertrag über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, 
insbesondere auf Artikel 203,

gestützt auf den Vertrag über die
Arbeitsweise der Europäischen Union, 
insbesondere auf Artikel 43 Absatz 2 und 
Artikel 204,

Or. en

Begründung

Im Einklang mit der Stellungnahme, die gemäß Artikel 37 der Geschäftsordnung des EP beim 
Rechtsausschuss angefordert wurde, hält die Berichterstatterin Artikel 43 Absatz 2 und 
Artikel 204 AEUV sowie den Einzigen Artikel des Protokolls Nr. 34 für die einschlägigen 
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Rechtsgrundlagen. 

Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Bezugsvermerk 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

unter Hinweis auf den Einzigen Artikel 
des Protokolls (Nr. 34) über die 
Sonderregelung für Grönland (im 
Anhang zum Vertrag),

Or. en

Begründung

Im Einklang mit der Stellungnahme, die gemäß Artikel 37 der Geschäftsordnung des EP beim 
Rechtsausschuss angefordert wurde, hält die Berichterstatterin Artikel 43 Absatz 2 und 
Artikel 204 AEUV sowie den Einzigen Artikel des Protokolls Nr. 34 für die einschlägigen 
Rechtsgrundlagen.
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BEGRÜNDUNG

Im Jahr 2007 beliefen sich die grönländischen Ausfuhren von Fischereierzeugnissen, die rund 
82 % der Gesamtausfuhren des Landes ausmachten, auf 1,9 Milliarden DKK (255 Mio. Euro), 
wovon der größte Teil (87 %) in die EU, insbesondere nach Dänemark (zu 97 %), ging. Die 
wichtigsten aus Grönland ausgeführten Fischereierzeugnisse umfassen Garnelen (59 %), 
Schwarzen Heilbutt (23 %), Kabeljau (9,5 %), Krebse (1,9 %), Kamm-Muscheln (1,4 %) und 
Laich (1,3%).

Am 26. April 2010 wurde das Europäische Parlament im Rahmen des Verfahrens der 
Konsultation gemäß Artikel 203 AEUV vom Rat zu dem genannten Vorschlag konsultiert. 
Der Ausschuss für Fischerei und der Rechtsausschuss des Europäischen Parlaments äußerten 
ernste Zweifel an der Rechtsgrundlage, für die die Kommission sich entschieden hatte, d. h. 
Artikel 203 AEUV, und schlugen stattdessen als ordnungsgemäße Rechtsgrundlage die 
Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 204 AEUV sowie den Einzigen Artikel des Protokolls 
(Nr. 34) über die Sonderregelung für Grönland vor.

Der Ausschuss für Fischerei forderte dementsprechend beim Rechtsausschuss eine 
Stellungnahme zur vorgeschlagenen Rechtsgrundlage an. Der Rechtsausschuss nahm daher in 
seiner Sitzung vom 28. Oktober 2010 einstimmig eine Stellungnahme an, die der Forderung 
entsprach, Artikel 43 Absatz 2 und Artikel 204 AEUV sowie der Einzige Artikel des 
Protokolls (Nr. 34) über die Sonderregelung für Grönland müssten die Rechtsgrundlage des 
vorgeschlagenen Rechtsaktes bilden.

In diesem Entwurf einer legislativen Entschließung wird der Vorschlag der Kommission 
entsprechend abgeändert und die Empfehlung ausgesprochen, das Parlament solle diesen 
Vorschlag in erster Lesung im Zuge eines ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens annehmen.


